
Julia Jäkel: „Unser Land hat sich
Vier Prominente

gründen die
„Initiative für einen

handlungsfähigen
Staat“ – und verändern

das Land.
Viele haben es nur noch

nicht gemerkt.

Matthias Iken

in Berlin bei der Arbeit saßen und
am Abend die Bilder vom ukraini-
schen Präsidenten Selenskyj im
Weißen Haus über die Bildschir-
me liefen, wie er von Trump gede-
mütigt wurde. Spätestens da
musste es wirklich jeder verste-
hen: Die Welt hat sich verändert.
Europa kann sich nicht mehr al-
lein auf die USA verlassen. Auch
im Land selbst drängt es: Die
Wirtschaft stagniert seit fünf Jah-
ren. Wir sind nicht verteidigungs-
fähig. Wir schmieren in interna-
tionalen Bildungsrankings ab.
Und kürzlich sind wir aus den
Top Ten des Global Innovation In-
dex geflogen, die Schweiz führt
ihn an. Die Infrastrukturprobleme
sind bekannt. Das sollte an Druck
reichen.

Ist diese Bestandsaufnahme nicht
etwas apokalyptisch?
Bei dieser Defizitbeschreibung
fährt es mir manchmal selbst in
die Glieder. Spreche ich AfD?
Verbreite ich ungewollt russische
oder chinesische Propaganda?
Aber ich glaube inzwischen: Die
Klarheit der Beschreibung ist es-
senziell. Die Leute spüren und er-
leben es im Alltag genauso, also
müssen wir es aussprechen und
unsere Beschreibungsangst able-
gen. Genauso wichtig ist, dass wir
Lösungen anbieten, wie wir aus
dem Schlamassel rauskommen,
und hinschauen, wo etwas nach
vorn geht, und dieses gleicher-
maßen wahrnehmen

In Ihrem Bericht heißt es: Würde
nur die Hälfte dieser Vorhaben
umgesetzt, wäre dieses Land ein
anderes Land.

Ja. Unser Staat muss viel schneller
werden, effizienter, digitaler, einfa-
cher. Die Bürgerinnen und Bürger
wollen, dass ihr Staat funktio-
niert.

73 Prozent halten den Staat inzwi-
schen für überfordert. Hat das
Konsequenzen für die Demokra-
tie?
Davon sind wir überzeugt, das ist
ernst, und das hat uns angetrie-
ben. Zwischen dem Vertrauen in
die Leistungsfähigkeit des Staates
und dem Vertrauen in die Demo-
kratie selbst besteht ein unmittel-
barer Zusammenhang. Schauen
wir uns die Zuwächse der AfD in
den letzten Bundestagswahlen an,
so kamen viele Wähler von der
Union, der FDP und der SPD. Da-
mit meine ich nicht diejenigen,
die ein geschlossen rechtsextre-
mes Weltbild haben, die sind
nicht mehr erreichbar. Aber laut
einer Bertelsmann-Studie wendet
sich inzwischen auch ein Milieu
der AfD zu, das die „adaptiv-prag-
matische Mitte“ genannt wird, das
weder migrations- noch verände-
rungsfeindlich ist. Wir sollten uns
grundsätzlich mit der Frage be-
schäftigen, wie wir diese Men-
schen für die Demokratie zurück-
gewinnen. Wir alle müssen das
Gefühl bekommen, dass in
Deutschland wieder etwas voran-
geht.

Sie haben manches erreicht: Auf
Anregung Ihrer Initiative wurde
ein Ministerium für Digitales und
Staatsmodernisierung gegründet…
Ja, dass es ein Ministerium für
„Staatsmodernisierung“ gibt und
auch, dass der Begriff inzwischen

Hamburg. Julia Jäkel war Grün-
dungsmitglied der „Financial
Times“ Deutschland, Verlagsleite-
rin und saß neun Jahre im Vor-
stand des Verlagshauses Gruner +
Jahr, acht Jahre davon als Vor-
standsvorsitzende. Die Hambur-
gerin engagiert sich in diversen
Gremien und ehrenamtlich. Im
vergangenen Jahr gründete Jäkel
gemeinsam mit Peer Steinbrück,
Thomas de Maizière und Andreas
Voßkuhle unter der Schirmherr-
schaft von Frank-Walter Steinmei-
er die „Initiative für einen hand-
lungsfähigen Staat“. Dessen Vor-
schläge beginnen, die festgefrore-
ne Republik zu bewegen.

Frau Jäkel, so viel Krise war selten.
Liegt darin zumindest die Chance,
grundlegende Reformen in
Deutschland auf den Weg zu brin-
gen?
Julia Jäkel: Ich denke schon. Verän-
derung braucht die Erkenntnis,
dass es dringlich ist. Ich erinnere
mich an den Moment, als wir,
Thomas de Maizière, Peer Stein-
brück, Andreas Voßkuhle und ich, Die Hamburgerin Julia Jäkel war Teil der Initiative für einen handlungsfähigen 

in den allgemeinen Sprachge-
brauch aufgenommen ist, sind
schöne erste Fortschritte. Mit
Karsten Wildberger stehen wir im
regelmäßigen Kontakt. Ich fand
die Entscheidung des Kanzlers, ei-
nen Mann aus der Wirtschaft zu
holen, mutig und gut, und wir fin-
den es stark, wie es Herr Wildber-
ger macht.

Viele Ihrer Vorschläge finden sich
im Koalitionsvertrag.
Dass unsere Initiative eine solche
Wirkung erzielen würde – etwa
zwei Drittel der Vorschläge finden
sich im Koalitionsvertrag wieder
–, das haben wir uns ehrlich kaum
vorstellen können. Als wir im
Herbst 2024 starteten, wollten wir
eigentlich erst Ende dieses Jahres
fertig sein. Uns ging es darum,
„Gelingensbedingungen“ von Po-
litik zu formulieren, also tief in
den Maschinenraum des Staates
hinabzusteigen mit unseren Vor-
schlägen. Dann aber zerbrach die
Ampel, unser Timing war hinfäl-
lig, und uns wurde klar: Wir muss-
ten etwas Schlaues als Zwischen-
ergebnis pünktlich zu den Koaliti-
onsverhandlungen liefern. Der so-
genannte „Zwischenbericht“ war
dann im Grunde schon fast unser
Endbericht.

Den Sie im März im Schloss Belle-
vue präsentiert haben…
Das Timing passte dann gut. In
der Hochphase der Koalitionsver-
handlungen haben uns Friedrich
Merz und Lars Klingbeil mit ihren
Verhandlungsteams aus SPD und
Union gemeinsam eingeladen, un-
sere Empfehlungen vorzustellen.
Die Folge war, dass eine Arbeits-
gruppe zur Staatsmodernisierung
entstand, die sich mit viel Tiefe
mit unseren Gedanken befasst
hat.

Ist die Regierung besser als ihr
Ruf?
Es gibt auf jeden Fall sehr viele
Menschen in Politik und Verwal-
tung, die sehr offen und neugierig
zuhören. Wir wurden von vielen
Ministerpräsidenten, Bundesmi-
nisterien und dem Kanzleramt
eingeladen. In Hamburg wurde
ich vom Chef der Senatskanzlei,
Jan Pörksen, für einen ganzen
Vormittag in eine Klausurtagung
seines gesamten Teams gebeten.
Das habe ich gern gemacht, denn
hier, in der konkreten Umsetzung,
müssen die Dinge auf die Straße
kommen.

Wie haben Sie eigentlich getagt –
als Vierercombo bei Rotwein?
Wir vier kannten uns aus unter-
schiedlichen Zusammenhängen.
Meine drei Mitstreiter hatten sich
mit „Staatsreform“ immer wieder
beschäftigt, ich selbst hatte den
Zukunftsrat zur Reform des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks
geleitet. Jeder von uns hat dann
mehrere Arbeitsgruppen mit unse-
ren 54 Expertinnen und Experten
geführt. Dann haben wir in meh-
reren Klausuren in Berlin disku-
tiert, gerungen und gemeinsam
weiter verfeinert. Unsere unter-
schiedlichen Perspektiven waren
wichtig: CDU-Minister, SPD-Mi-
nister, Präsident des Bundesver-
fassungsgerichts und ich mit mei-
ner anderen Erfahrung aus der
Wirtschaft und nicht ganz unver-
traut mit komplexen Organisatio-
nen und Digitalisierung. Darüber
wurden wir Freunde. Wichtig war,
dass jeder weiß: Wir sind unab-
hängig und verfolgen keine ir-
gendwie gearteten eigenen Inter-
essen.

Die Arbeit war ehrenamtlich. Wie
viele Stunden kamen zusammen?
Die habe ich nicht gezählt, aber es
war mehr als ein Fulltime-Job. Wir
haben unzählige Gespräche mit
Verwaltungsprofis geführt, die
zum Teil enorm frustriert waren,
weil sie Dinge anders machen
wollten, aber in den komplexen
Strukturen unseres Landes ste-
cken blieben. Unser Land hat sich
verheddert und verknotet. Das
war mitunter anstrengend, gleich-
zeitig auch motivierend, weil wir
auf viel guten Geist stießen. Wis-
sen Sie, ich hatte viele aufregende
und schöne Jahre in meinem Be-
rufsleben, aber das hier war wahr-
scheinlich die anstrengendste,
aber auch befriedigendste Zeit
meines Lebens.

Nicht alle Ihrer 35 Forderungen
stehen vor der Umsetzung: So
taucht die Bündelung der Zustän-
digkeiten für Sozialleistungen im
Koalitionsvertrag nicht auf. „Of-
fensichtlich gibt es massive Vorbe-
halte gegen eine Konzentration
von Zuständigkeiten und Finanz-
mitteln in einem Ministerium“,

heißt es in Ihrem Bericht.
Ja, das scheint tabu zu sein, aus
Sorge, aufgrund der gigantischen
zu verwaltenden Summen könnte
ein zu großer Machtapparat ent-
stehen. Aber eigentlich stimmt
das nicht, denn gerade diese Bud-
gets sind wenig gestaltbar, son-
dern zumeist in Regelleistungen
betoniert, aber so ist die Wahrneh-
mung. Und dann gibt es immer
noch Zementanrührer in Behör-
den und Ministerien, die in alten
Ressort-Egoismen denken. Das
hat viel mit Identitäten, Zugehö-
rigkeitsgefühl oder Gewohnheiten
zu tun. Es gibt aber Momente, in
denen das Wohl des Ganzen
wichtiger ist und über den Einzel-
interessen stehen muss.

Haben das alle begriffen?
Leider nicht.

Es existieren rund 500 unter-
schiedliche Sozialleistungen, die
Sie bündeln wollen. Das hat nicht
so rasend gut geklappt …
Das geht ja auch nicht über
Nacht. Es gibt Schatten, aber
deutlich mehr Licht. Über den

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier war Schirmherr der In-
itiative für einen handlungsfähigen Staat von Peer Steinbrück, Ju-
lia Jäkel, Andreas Voßkuhle und Thomas de Maizière.  David Ausserhofer
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sich verheddert und verknotet“
muss sich schon die Mühe ma-
chen, diese 55 Seiten zu lesen.

Da klingt Kritik an den Medien
durch...
Erst mal muss man sagen, die
Bundesregierung kommuniziert
dieses große Thema Staatsreform
abseits von Minister Wildberger
zu wenig und zu lustlos. Dass an
einem Staat gearbeitet wird, der
zuverlässig und doch auch schnell
und digital ist, auf den wir alle
wieder stolz sein können, wenn
wir aus dem Ausland nach Hause
kommen, das ist doch eine schö-
ne Geschichte! Das Projekt ver-
steht jeder Bürger, es eint noch
dazu alle Parteien der Mitte – die
Union, die SPD und auch die
Grünen – und Bund und Länder
ziehen an einem Strang. Das sind
doch gute Zutaten! Und was die
Medien angeht, so brauchen wir
Journalisten, die sich ihrer eige-
nen Voreingenommenheit, die je-
der Mensch nun mal mit sich
bringt, bewusst sind und versu-
chen, den Dingen auf den Grund
zu gehen.

Das fehlt?
Nein, das ist zum Glück weitver-
breitet bei uns. Aber was mich be-
sorgt, ist ein Zynismus, der sich in
den letzten Jahren unter Medien-
schaffenden herausgeprägt à la:
Hier ändert sich doch sowieso
nichts mehr, oder hätten wir doch
nur Helmut Schmidt zurück! Ich
spüre das selbst, wenn ich in Jour-
nalistenkreisen von meinen Erleb-
nissen rund um die Initiative be-
richte: Größter Enthusiasmus un-
ter interessierten Bürgern, in Jour-
nalistenkreisen dagegen müde Bli-

cke: „Träum doch weiter, Julia!“
Dieser negative Blick, dass ein-
fach nichts mehr gelingen kann
und wird, ist auch eine Voreinge-
nommenheit, die zu unausgewo-
gener Berichterstattung führt. Das
müssen sich Journalistinnen und
Journalisten vor Augen führen.
Journalismus muss kritisch sein.
Aber Journalismus muss zugleich
auch wahrnehmen, wo es nach
vorne geht. Es gibt viele Reformer,
da beziehe ich den Bundeskanzler
mit ein, die wirklich etwas verän-
dern wollen. Warum machen wir
denen nicht Mut? Warum neh-
men wir ihnen nicht ab, dass sie
etwas hinbekommen wollen? Das
haben Politiker nicht verdient.

Picken wir doch einige der 35 Rat-
schläge einmal heraus, etwa
Punkt 20: „Die Verantwortlichkei-
ten im Datenschutz werden ge-
strafft, der Anwendungsbereich re-
duziert, Regeln gelockert.“ Damit
machen Sie sich bei den Daten-
schutzbeauftragten nicht beson-
ders beliebt.
Auch den Datenschutz packt die
föderale Modernisierungsagenda
an und sagt richtigerweise: Es
macht keinen Sinn, den Daten-
schutz für Unternehmen in 16
Bundesländern jeweils neu zu re-
geln, das sollte einmal und zwar
durch den Bund gemacht werden.
Auch müssen wir weg vom deut-
schen Platin-Standard, dem Über-
erfüllen von EU-Regelungen – un-
sere europäischen Nachbarn re-
geln die Dinge deutlich pragmati-
scher. Und wir sollten nach Risi-
kokategorien unterscheiden. Heu-
te behandeln wir den Verein und
den Friseur in Datenfragen, als

seien sie Großrisiken für unser
Land.

Punkt 2 heißt: „Gesetze werden in-
novationsoffen und ausnahme-
freundlich gestaltet.“
Wir schlagen die Nutzung von so-
genannten Experimentierklauseln
bei Gesetzen vor. Muss jedes Ge-
setz für die nächsten 50 Jahre ge-
dacht sein? Man kann auch mal
etwas ausprobieren, etwa bei
Maßnahmen zur Verschlankung
der Bürokratie. Und es gibt Mög-
lichkeiten, Kommunen mit Abwei-
chungsregelungen vor Ort mehr
Entscheidungsfreiraum zu gewäh-
ren. Die Länder geben Macht ab
im Sinne der Beschleunigung und
Klarheit, etwa auch bei digitalen
Zuständigkeiten. Das ist eine
große kulturelle Veränderung.

Aktuell liest sich Forderung 33:
„Eine allgemeine Dienstpflicht
(Pflichtjahr) wird wird eingeführt.“
Jeder junge Mensch sollte frei
wählen, ob er Wehr- oder Sozial-
dienst absolvieren möchte. Wir
versprechen uns davon ein besse-
res Gemeinschaftsgefühl: Der
Staat ist ja nicht irgendetwas Ko-

misches, sondern es ist unser
Staat. Das Land lebt vom Mitma-
chen, vom Engagement eines je-
den Bürgers.

Gab es eine Forderung, die Sie un-
bedingt drin haben wollten?
Zwei Themen waren mir beson-
ders wichtig: Das eine ist die ver-
ständliche Sprache. Jeder soll un-
seren Text lesen können, trotz der
komplizierten Materie. Die Fach-
begriffe der Verwaltung verstehen
zu wenige. Das zweite Thema, das
mich umtreibt, ist die in Deutsch-
land so stark ausgeprägte Sekto-
rengeschlossenheit. Politik/Ver-
waltung, Wirtschaft und Wissen-
schaft, alle wissen zu wenig von-
einander. Ich werbe dringend da-
für, mehr fließende Übergänge zu
schaffen. Warum können Men-
schen aus der Privatwirtschaft
nicht zwei, drei Jahre in der Ver-
waltung tätig sein und umge-
kehrt? Es gibt dafür heute kaum
Möglichkeiten im Dienstrecht.

Im Buch sprechen Sie von der Zu-
versicht, dass wir alle gemeinsam
unser Land „wieder zum Erblü-
hen“ bringen. Wann kommt dieser
Frühling?
Ich glaube und hoffe, dass es in ei-
nem Jahr sichtbar wird, dass es in
Deutschland vorangeht – wenn
die Beschlüsse zur Modernisie-
rung des Staates nun auch weiter
umgesetzt werden. Die Sehnsucht
der Menschen nach Veränderung,
Lösungsorientierung und auch
nach Zusammenhalt ist groß. Zu-
letzt kamen Zehntausende zusam-
men, um in Bundesligastadien ge-
meinsam Weihnachtslieder zu sin-
gen. Das ist ein gutes Zeichen. Staat.  Sebastian Pfütze

Koalitionsvertrag haben wir schon
gesprochen, es folgte daraus die
„Modernisierungsagenda des Bun-
des“, die von Minister Wildberger
engagiert vorangetrieben wird.
Der Bundeskanzler und die Mi-
nisterpräsidenten trafen sich im
Juni und nahmen sich vor, bis
zum 4. Dezember eine „Föderale
Modernisierungsagenda“ zu erar-
beiten, in der Bund und Länder
Reformen zusammendenken,
denn nur so werden sie Wirkung
haben. Über Monate hatten die
Chefs der Staatskanzleien daran
gearbeitet, auch Hamburg hat in-
tensiv mitgewirkt. Das Ergebnis,
ein Reformpaket mit über 200
Maßnahmen, ist ein gewaltiger
Sprung nach vorn. Ein Reformpa-
ket dieser Größenordnung zur
Vereinfachung von Verwaltungs-
handeln gab es in Deutschland
noch nicht. Es definiert grundle-
gende Prinzipien des Verhältnis-
ses zwischen Staat und Bürger
neu.

Zum Beispiel?
Der Staat vertraut seinen Bürge-
rinnen und Bürgern, statt sie mit
Berichtspflichten zu belegen. Do-
kumentationspflichten werden zu
großen Teilen abgeschafft.
Wünscht sich eine Behörde, eine
Regel möge verbleiben, muss sie
aktiv dafür kämpfen. Beweislast-
umkehr nennen das Juristen. Lan-
ge Bearbeitungszeiten bei Anträ-
gen, die Bürger und Unternehmer
zur Verzweiflung treiben, soll es
nicht mehr geben. Wenn die Be-
hörde nach drei Monaten nicht
reagiert, gilt der Antrag als geneh-
migt. Auch hier also eine Prinzipi-
enumkehr: Kein Warten, die Din-
ge können angefangen werden.
Genehmigungsfiktion ist hier der
Fachbegriff. Bei Ersatzbauten für
marode Infrastruktur wird grund-
sätzlich auf ein Planfeststellungs-

verfahren verzichtet, auch wenn
die Brücke wegen größerer LKW
und fetterer SUVs heute breiter
gebaut werden muss als zuvor. Es
spart Jahre.

Warum kommt das erst jetzt?
Erst jetzt? Ich finde das ziemlich
stark. Aber schauen wir zurück:
Wir sind sehr gut in in der Kom-
promissfindung, das unterscheidet
uns beispielsweise von den Fran-
zosen. Ich halte das für eine wich-
tige Eigenschaft, auf die wir stolz
sein können. Aber wir haben in
den letzten Jahren die eigentliche
Umsetzung vernachlässigt. Bestes
Beispiel ist die Rückständigkeit in
der digitalen Verwaltung in
Deutschland. Wir sind dann zu
schnell zum nächsten Thema ge-
hüpft. Aber das kann so nicht
bleiben. Peer Steinbrück bringt
gern das Beispiel einer alleinerzie-
henden Mutter mit pflegebedürfti-
gem Vater, die Ansprüche auf
zehn Sozialleistungen hat, dazu
mit acht Behörden kommunizie-
ren muss und dabei viermal ihr
„Eigentum“ unterschiedlich defi-
niert wird. Das ist verrückt.

Sie beschreiben die Beschlüsse im
Dezember. Allein: Warum be-
kommt das keiner mit?
Das hat mehrere Gründe. Zum ei-
nen wurde die Verkündung durch
den Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz, Alexander
Schweitzer, komplett überlagert
dadurch, dass Bund und Länder
sich noch nicht auf eine neue Kos-
tenteilung verständigen konnten.
Dabei ging der Erfolg der Reform-
agenda, auf die sich 16 Länder
einstimmig verständigt hatten, so-
gar mit dem Bund zusammen,
vollkommen unter. Auch nichts in
der Tagesschau oder in den Tages-
themen. Klar, das waren 55 Seiten
mühsamen Textes. Aber man

Viererrunde mit Veränderungspo-
tenzial: Andreas Voßkuhle (v. l.),
Peer Steinbrück, Julia Jaekel und
Thomas de Maizière.  Julia Jaekel
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Laminat Vinyl Parkett

Bis zu

NUR BIS13.01.

*Nur auf ausgewählte Böden bis zum 13.01.2026. Nicht kombinierbar mit
anderen Aktionen. Eine Rabattierung bereits getätigter Aufträge ist nicht 
möglich. Abgabe nur in haushaltsüblichen Mengen bei sofortiger Mitnahme. 
Dieses Angebot gilt nicht für Zubehör. Nur solange der Vorrat reicht.

*

sparen!
60 %

Öffnungszeiten:
Mo-Fr 10 - 19 Uhr, Sa 9 - 18 Uhr

Jetzt 20x · Auch in: Bielefeld, Bietigheim, 
Bochum, Dortmund, Duisburg, Erkrath, Essen, 
Gelsenkirchen, Hamm, Hannover, Iserlohn, 
Lippstadt, Mönchengladbach, Mülheim/Ruhr, 
Paderborn, Porta Westfalica, Solingen, 
Velbert und Wuppertal 15
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SONNTAG IST SCHAUTAG!
Jeden Sonntag 12.00 Uhr – 16.00 Uhr
ohne Verkauf und Beratung

laminatdepot.de

Halstenbek 
Gärtnerstr. 100 · „Wohnmeile“
gegenüber MÖBEL SCHULENBURG 
Tel: 0 41 01 - 85 47 946
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Marmo Oak natur
(8551)

Unser Verkaufs-
preis, €/m2 18,99
PE-Dämmung 
2 mm stark,
unser Preis €/m2 0,99
Fußleisten passend,
unser Preis €/lfm. 5,41
Alles
zusammen: 25,39

bodomoLAMINAT (8550)
Dekor Marmo Oak grau
● 8 mm Stärke | NK 32 | AC4
● Perfekt für stark beanspruchte Räume
● Authentische Fugen für die Dielen-Optik
● Made in Germany / Blauer Engel
● Schnelle und einfache Verlegung 9,99

Sie zahlen nur €/m2

Buffalo spice
(100029338)

Unser Verkaufs-
preis, €/m2 19,99
Fußleisten passend,
unser Preis €/lfm. 3,75
Alles
zusammen: 23,74

Rigid-Vinyl (100029337)
Dekor Buffalo sand
● 4,5 mm Stärke | Nutzschicht: 0,2 mm | NK 22+
● Integrierte Dämmung
● Natürlicher Holzlook in warmen Tönen
● Strapazierfähig und robust
● 100 % Wasserfest und pfl egeleicht 16,99

Sie zahlen nur €/m2

Winterjacken zu Wohlfühlpreisen
1.500 JACKEN FÜR SIE & IHN

Damenjacken
Normale Größen 36-58

Kurze Größen 19-25 
Größen von XS bis 4XL

Herrenjacken
Normale Größen 48-62

Kurze Größen 25-32
Größen von M bis 5XL
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Grüner Weg 9–11 Anfahrt: Öffnungszeiten: 
24539 Neumünster A20 Bad Segeberg Mo-Fr: 9.00-19.00 Uhr
04321 8700-0 B205 Altonaer Str. Sa: 8.30-19.00 Uhr
info@nortex.de Ri. Zentrum Neumünster 31.12.2025: 9.00 bis 13.00 Uhr
www.nortex.de 6. Ampel links 02.01.2026: 8.30 bis 19.00 Uhr
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AM 2. + 3. JANUAR  AB 8.30 UHR
für 12 € pro Person

 Neujahrs- 
Frühstücksbuffet

Wir wünschen Ihnen  
einen guten Start ins  

neue Jahr!

€ 120,-
€ 180,-

€ 150,-

240 internationale Modemarken für Damen und Herren auf 10.000 m2 ·  Herzlich willkommen bei NORTEX!  
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